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P O S T U L A T von Dr. Ulrich E. Gut (FDP, Küsnacht) und Mitunterzeichnende 
 
betreffend Sparanreize bei den Staatsbeiträgen an Krankenhäuser 
________________________________________________________________________ 
 
 

Der Regierungsrat wird eingeladen, bei der Ausrichtung von Staatsbeiträgen an Kranken-

häuser Anreize zu Kosteneinsparungen zu schaffen und falsche Anreize zu beseitigen. 

 

Zu diesem Zweck ist insbesondere die Bettenbelegung als Kriterium für die Genehmigung 

der Stellenpläne zu überprüfen. Durch eine Pauschalisierung der Staatsbeiträge sollen zwei 

Ziele erreicht werden: 

1.  Übertragung eines kostendämpfenden Unternehmensrisikos auf die beitragsberechtigten 

 Krankenhäuser. 

2.  Abbau des Nachprüfungsaufwands bei Spitalverwaltungen und Gesundheitsdirektion. 
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Begründung: 

 

 

Mit einem Kreisschreiben vom 18. April 1983 hat die Direktion des Gesundheitswesens die 

beitragsberechtigten Krankenhäuser darauf aufmerksam gemacht, "dass die von uns ge-

nehmigten Stellenpläne auf bestimmte Belegungen abgestimmt sind. Eine volle Ausschöp-

fung des Stellenplans setzt folgende Belegung voraus: 

 

  Bettenbelegung im 

  Jahresdurchschnitt 

Akutspitäler 

-  Abteilungen für Akutkranke 80% 

-  Abteilungen für Chronischkranke 95% 

 

Krankenheime 98% 

 

Psychiatrische Kliniken 92% 

 

Sinkt die Bettenbelegung unter die angegebenen Werte, ist die Ausschöpfung des Stellen-

plans im Rahmen des Möglichen proportional zu vermindern. Ein Personalabbau ist durch 

den Verzicht auf die Wiederbesetzung vakanter Stellen vorzunehmen." 

 

Nach dem Kriterium der Bettenbelegung fordert die Gesundheitsdirektion gegebenenfalls 

Staatsbeiträge teilweise zurück. Die hierfür notwendige Nachkontrolle ist aufwendig und 

kann sich über mehrere Jahre erstrecken, was auch die Spitalverwaltungen stark bean-

sprucht. 

 

Das Kriterium der Bettenbelegung setzt den Krankenhäusern einen falschen Anreiz: Redu-

zieren sie - im Rahmen einer verantwortbaren Ermessensausübung - die Aufenthaltsdauer 

der Patienten im Krankenhaus, handeln sie zwar kostenbewusst, riskieren aber Einbussen, 

wenn nicht gar Rückforderungen bei den Staatsbeiträgen, da die Bettenbelegung sinkt. 

Krankenhäuser, welche unnötig lange Spitalaufenthalte fördern, werden dagegen hierfür fi-

nanziell belohnt. Die Bettenbelegung ist kein verlässlicher Massstab für den Personalbedarf 

eines kostenbewusst geführten Krankenhauses. Ambulante Behandlungen können kosten-

günstiger sein, ohne den Personalaufwand so zu reduzieren, das eine Beitragsverminderung 

streng nach Bettenbelegung gerechtfertigt wäre. 


